
Bundessozialgericht
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I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

. OOOOOOOOOOOOOOOO ........ ..... ‚O...-.... ..... . ..... ,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: .............. ............ .,

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 11. Mai 1976 durch den Vor-

sitzenden Richter Dr. B r o c k e , die Richter
B e n d e r und Dr. D a n c R w e r t s und die

ehrenamtlichen Richter B 6 s s o w und H e i —

- m a n n
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 1. August 1974

und das Urteil des Sozialgerichts München vom 18.

Januar 1975 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin durch
ihre Tätigkeit als Sekretärin des Film-Fernsehen—Bühne—

Sekretariats (FEB) in München gegen das Vermittlungsmono—

pol der Beklagten verstößt.

Das FFB ist eine 1971 von etwa 15 Schauspielern, Regis-

seuren und Autoren in München gegründete bürgerlich—

rechtliche Gesellschaft, die den Zweck hat, ihren Mit—
gliedern Aufträge bei Produzenten, Fernsehanstalten,

Theatern und allen sonstigen Unternehmungen zu beschaffen,

die auf dem Gebiet der darstellenden Kunst tätig sind.

Die Geschäftsführung ist jeweils einem von den Mitgliedern
gewählten Mitglied zu übertragen. Jeder Gesellschafter hat

das Grundgehalt der Sekretärin, die für die Gesellschaft ar—
beitet, nach seinem Kopfanteil zu erbringen. Bei Hinzutreten

neuer Mitglieder wird das zu zahlende Fixum neu aufgeteilt.

Darüber hinaus hat jeder Gesellschafter von allen abgeschlos—

senen Verträgen bei Film und Fernsehen 5 % und bei Theater—

engagements 5 % des Honorars der Gesellschaft zur Verfügung

zu stellen, auch wenn die Verträge ohne Mitwirkung der Ge-

sellschaft zustande gekommen sind. Der Beitrag, den der

einzelne Gesellschafter leistet, darf jedoch 10 % der je—
weiligen Jahreshonorare nicht übersteigen. Am Gewinn und

Verlust der Gesellschaft sind alle Gesellschafter gleich

beteiligt.

Durch Beschluß der Gesellschafter vom 51. Januar 1971 wurde

der Schauspieler Gernot . (D.) zum ersten Geschäfts—
führer gewählt. Dieser hatte bereits vor Abschluß des Ge—

sellschaftsvertrages an Kollegen ein Werbeschreiben ver—
sandt, in dem er einen Kostenverteilungsplan aufstellte, der

von einem Bestand von 15, 17, 20 und 25 Mitgliedern ausging.

Er hatte unter anderem darauf hingewiesen, daß jedermann das

Recht habe, selbst seine Dienste anzubieten, ohne damit das
-}-
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Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt für Arbeit (BA) zu ver—

letzen. Jeder Künstler könne auch mit dem Anbieten seine Se—

kretärin beauftragen. Die einzige Möglichkeit, auf legalem

Wege das Verbot der privaten Arbeitsvermittlung zu umgehen,

sei die Bildung eines gemeinsamen Sekretariats in der Weise,

daß eine Gruppe von Schauspielern, möglichst verstärkt durch

einige Regisseure und Autoren, eine Gesellschaft bürgerlichen

Rechts gründe und eine Sekretärin einstelle. Als Sekretärin,

mit der er das Projekt auch ausgearbeitet habe, schlug D. die

Klägerin vor. Mit Arbeitsvertrag zum 1. Februar 4975 stellte

das FFB—Sekretariat die Klägerin als Angestellte ein. Nach

diesem Vertrag ist es die Aufgabe der Klägerin, "die Mitglie—

der der Gesellschaft bürgerlichen Rechts, FFB—Sekretariat,

an Produzenten, Fernsehanstalten und Unternehmungen der dar—

stellenden Kunst zu vermitteln", wobei es der Klägerin auf-

gegeben ist, ständigen Kontakt zu Besetzungsbüros, Produzenten,

Redakteuren, Herstellungsleitern bei Film, Fernsehen und
Theater zu halten und außerdem die einzelnen Presseverbindun-

gen herzustellen. Sie muß Drehbücher lesen, Theatervorstel-

lungen besuchen und sich ständig über die für den Schau—

spieler wichtigen Probleme auf dem laufenden halten, um je—

des Mitglied beraten und bei Besetzungen entsprechende Vor—

schläge machen zu können.

Nach dem ursprünglichen Inhalt des Anstellungsvertrages hatte

die Klägerin neben dem monatlichen Festgehalt von 1.500,— DM

den Überschuß aus den Unkostenbeiträgen der Gesellschafter in

Höhe von 5 bzw. 5 % ihres Honorars zu erhalten. Die Ansprüche

der Klägerin auf die Honoraranteile wurden aber nicht reali—

siert und entfielen aufgrund einer später vorgenommenen Än—

derung des Arbeitsvertrages. Vom Monatsgehalt der Klägerin

werden Steuern und Sozialversicherungsbeiträge abgeführt.

Mit Bescheid vom 44. Februar 4972 forderte die Beklagte die

Klägerin auf, die von ihr betriebene Arbeitsvermittlung zu

unterlassen und drohte ihr für jeden Fall der Zuwiderhand—

lung; ein f/’‚u:_u'x‚rjr;lyeldmu ’l.000,—- Hi an. Das Sozialgericht (SG)
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hat den Bescheid der Beklagten aufgehoben (Urteil vom

48. Januar 1975).

Mit Urteil vom 1. August 1974 hat das Landessozialgericht

(LSG) die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Es hat
ausgeführt:

Zwar wäre es erforderlich gewesen, daß die Beklagte ein Vor—

verfahren durchgeführt hätte. Aus der Weigerung der Beklag—

ten, einen Widerspruchsbescheid zu erlassen, auch, nachdem

das LSG zu diesem Zweck den Rechtsstreit ausgesetzt habe, sei

aber der Wille der Beklagten erkennbar, am Inhalt des ange—

fochtenen Verwaltungsaktes festzuhalten. Es sei daher in der

Sache zu entscheiden, obwohl kein Widerspruchsbescheid vor-

liege. Das Vorverfahren'solle der Verwaltung die Möglichkeit

geben, ihren Standpunkt noch"einmal zu überprüfen, um da—

durch das gerichtliche Verfahren ganz zu vermeiden oder abzu—
kürzen. Verweigere die Verwaltungsbehörde aber die Erteilung

eines Widerspruchsbescheides, könne die Klage nicht als un—
zulässig angesehen werden, weil dies die völlige Versagung

des Rechtsschutzes gegenüber einer die Herstellung der Zu—

lässigkeitsveraussetzungen verweigernden Verwaltung bedeuten

würde.

Der Bescheid der Beklagten habe keine rechtliche Grundlage,

da die Klägerin keine Arbeitsvermittlung betreibe. Wohl

stehe der Beklagten das alleinige Recht zur Arbeitsvermitt-

lung zu; sie sei auch, ohne daß dies im Gesetz ausdrücklich

geregelt sei, befugt, Personen, die unzulässig Arbeitsver—

mittlung betrieben, durch Verwaltungsakt zur Unterlassung

aufzufordern und ihnen ein Zwangsgeld anzudrohen.

Die Klägerin betreibe aber keine Arbeitsvermittlung, denn sie

sei nur Arbeitnehmerin des in der Form einer Gesellschaft

bürgerlichen Rechts geführten FFB—Sekretariais„ Als Arbeit—

geber der Klägerin kämen entweder die einzelnen Gesellschaf-

ter oder der von den Gesellschaftern gewählte Geschäfts—
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führer in Betracht, nicht aber die Gesellschaft als solche,

da sie keine eigene Rechtspersönlichkeit besitze. Allenfalls

bei dem Arbeitgeber der Klägerin könne es sich um eine Per-

son handeln, die Arbeitsvermittlung i.S.d. % 4 Arbeitsförde—

rungsgesetz (AFG) "betreibe". Es treffe zwar zu, daß die

Frage, ob eine die alleinige Befugnis der BA verletzende Ar—

beitsvermittlung im Sinne der 55 4, 45 AFG betrieben werde,

nach den Merkmalen der ausgeübten Tätigkeit selbst und nicht

allein nach den Rechtsverhältnissen zu beantworten sei, in-

nerhalb deren die Tätigkeit ausgeübt werde. So könne Arbeits—

vermittlung außerhalb ihrer typischen Grundform als Makler-

Vertrag (5 652 Bürgerliches Gesetzbuch —BGB-) im Rahmen eines
Auftrages (€ 662 BGB) Dienst— oder Arbeitsvertrages (55 611

ff BGB) oder Werkvertrages (& 651 BGB) betrieben werden.

"Betrieben" im Sinne des 5 4 AFG werde die Arbeitsvermittlung

aber nur von solchen Personen, die diese Tätigkeit im eigenen

Namen und für eigene Rechnung ausübten. Das sei bei der Klä—

gerin nicht der Fall.

Daß sich der Verwaltungsakt der Beklagten unberechtigterweise

gegen die Klägerin richte, zeige sich insbesondere darin,

daß mit dieser Maßnahme das von der Beklagten beabsichtigte

Ziel, nämlich die Untersagung der Tätigkeit des FFB-Sekre—

tariats, nicht erreicht werden könne, weil die Gesellschaf-

ter bzw. der Geschäftsführer des FFB—Sekretariats das Ver—

bot jederzeit durch die Auswechslung ihrer Angestellten

wirkungslos machen könnten.

Ob die Gesellschafter des FFB—Sekretariats oder der Geschäfts-

führer dieser Gesellschaft unzulässig Arbeitsvermittlung i.S.

d. 5 4 AFG betrieben, sei nicht zu prüfen, da die Beklagte

gegen diese Personen keine Zwangsmaßnahmen angedroht habe.

Mit der zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine Ver-

letzung der 9% 4, 45 AFG und bringt hierzu insbesondere vor:

Die Auffassung, daß “Betreiben" der Arbeitsvermittlung nur
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eine gewerbliche oder nach Art eines Gewerbes selbständig

ausgeübte Tätigkeit sei, sei nicht haltbar. "Betreiben"

bedeute, ”sich mit etwas beschäftigen" und kennzeichne allen—

falls eine gewisse Intensität der Beschäftigung. Das Wort
sei mithin im wesentlichen gleichbedeutend mit den Worten

"Tätigkeit" in 5 15 Abs. 1 AFG und "Ausüben" in 5 228 Abs.
1 Nr. 2 AFG. "Arbeitsvermittlung betreiben" bedeute also

nichts anderes als "vermitteln" in 5 227 AFG. Auch die

Tätigkeit der Vermittler, die bei den nach @ 25 AFG mit Ar—

beitsvermittlung beauftragten Personen oder Einrichtungen

als Arbeitnehmer angestellt seien, sei begrifflich Arbeits—

vermittlung. Die Beschäftigung solcher Kräfte setze daher

voraus, daß sie die Gewähr für ordnungsgemäße Ausführung

des ihrem Arbeitgeber erteilten Auftrags böten und daß die

Bundesanstalt der Beschäftigung im voraus zugestimmt habe

(55 42 Abs. 4 Sätze 2 und 5, 45 Abs. 2 der nach 5 242 Abs.
8 AFG fortgeltenden Vorschriften des Verwaltungsrates der

BAVAV über Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung

im Auftrag der BAVAV vom 16. Dezember 1959 — ANBA 4960 S.

105 —). Wie diesem Beispiel zu entnehmen sei, bleibe die

solche Personen beschäftigende beauftragende Person oder

Einrichtung Vermittler im Sinne des Gesetzes auch insoweit,

als die Vermittlung von den angestellten Kräften ausgeübt
werde.

Selbstsuchen einer "Künstlergruppe" könne nur vorliegen,

wenn die in ihr zusammengeschlossenen Künstler sich als

Ensemble anböten und nur dementsprechende Angebote an—

nähmen. Soweit sich die Künstler aber durch die Klägerin,

auch ohne miteinander zu rivalisieren, in Einzelengage—

ments vermitteln ließen, liege in der Tätigkeit der Kläge-

rin ebensowenig Selbstsuche der Künstler, wie wenn ein Mit—

glied der Gesellschaft die anderen vermittele.

Die Klägerin sei auch nicht, wie das LSG annehme, Arbeit—

nehmerin jedes einzelnen Gesellschafters, sondern der FEB—

Gesellschaft als der Gesamtheit der Gesellschafter.
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Dam1t- se1,-„owe1t Jeder Gesellschafter dureh _d1éKlägerin

nur Sein Ind1v1dua11nteresse, Suche von E1nzelengagements,

verfolgen I'aSse, die Ident1tat &on Kunstler _uhd Arbe_itgeher

n10ht vorhanden die für' den Begr1££ des. Kunstlersekretars
els' personl1ch abhang1gen Helfer bei der Selbstsuche er£or—

der110h se1. Da die e1nzelnen Künstler n1cht Axh_e1tgeher der

Flager1n _s'e1en, stelle 51ch d1e _Frage, -oh
e1n Kunstlersekre—

ter zu _mehreren Kunstlern gle1oh461t1g in einé_m Arbeits&er-„

halt■15 stehen könhe„ ohne Verm1ttler im Sinne des Gesetzes

Zu sein, K1er nicht. Selbst 'w.enn_diese Frage 1m_Prinzip zu '

hejahe_h_ wäre_, müßte del Klager1n im Ergebnis die E1genscha£t

eines Kunstlersekretars abgesprochen werden, 'we1l he1. _der ;
groS_en Rahl der am KFB—o“ekretar1at beteiligten Künstle_r eine

je_dem_e1n3elnen Kunstler gegenuber individuell _ahh_ängi.ge "'

D1enstle13tung von. der Krt, w_1e'81e ein Pr1vatsekretar zu" er'—_

bringen' ha'he, ohjekt1& ünm0511ch wäre.

Die Be_kl_aßte bea.nträg L
das' angeiochtene U1te11 npd_da Urteil de'e Sozialgerichts

München vom 18 _Januar _■975 eu£zuhehen-__und
die Klage '

'_äbzuqe1sen.

Die _Kläg'erin beantragt
.die Rev151on zuruchzuwelsen._

.-v_

„,'l

tgtbav
„u Recht_ habe das .LF'G__e1nen_ V_er_stoß der

Klä_gerin
gegen das'.

_.A1he1t Vezm1ttlunl monnpol der Beklagten verne1nt ]E1n Angé-_1_

-„L(llter _.oder Arbe1„er "betre1be" se1nen
Ber'u'f nicht, sondern'

übe ihn- ano; Des‚ha_lbdeute gerade das Wor1. "be_treihen“ -därau£—
.hin, daß 3'1hh9

„ “ A1G'nur geben geuethl1che oder zumindest

thbd■dlbß „rhcnt‚verm1ttler wende, daß je_döéh'die bei '
coLchen Gewerbetre1henden‘oder L1nr1chtungen be°chait1gten

'Arhe1tnehmer von den_ Beet1mmungen nicht hetro_££en:- _se1en.
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Nach dem AFG sei die Selbstsuche des Arbeitnehmers frei. Wenn

der einzelne Künstler, der schauspielerisch stark beschäftigt

sei und daher sich nicht genügend um die rechtzeitige Vorbe-

reitung weiterer Engagements kümmern könne, dem aber die
Beschäftigung einer eigenen Kraft zu teuer sei, diese mit

Kollegen teile, so ändere sich nichts daran, daß er selbst

es sei, der neue Arbeit suche. Es würde eine verfassungs—

rechtlich bedenkliche Behinderung der Ausübung des freien

Berufs bedeuten, wollte man den Künstler in einem solchen

Fall zwingen, entweder eine eigene, von ihm allein bezahlte

Kraft einzustellen oder aber sich mit den Diensten des Arbeits—

amtes zu begnügen. Eine solche Auslegung des Gesetzes würde

gegen Art. 42 Grundgesetz (GG) verstoßen.

Fehl würde auch die Meinung gehen, in einem solchen Fall

könne die gemeinsam Angestellte nur die zusammengeschlossene

Künstlergruppe als einheitliches Ensemble anbieten, und es

sei ihr verwehrt, den Einzelnen zu vermitteln. Wenn ein Ge—

schäftsführer einer Musikkapelle üblicherweise die ganze

Gruppe zur Arbeitsleistung anbiete, dann sei es ihm beispiels—

weise nicht verwehrt, aus dieser Gruppe, wenn sich ein ent—

sprechendes Angebot ergebe, einen Musiker als Solisten zu
vermitteln. Es bedürfe dabei nicht der Einschaltung des Ar—

beitsamtes, um eine solche Vermittlung zu legalisieren. Die

Verhültnisse bei einer Musikkapelle seien jedoch anders als

bei mehreren Schauspielern, die üblicherweise nicht geschlos—

sen als Ensemble eingesetzt werden könnten, weil für jede

Rolle ein bestimmter Schauspielertyp gesucht werde. Es sei

jedoch nicht einzusehen, warum eine Künstlersekretärin, die
für einen der Gesellschafter mit ihrer Arbeitskraft nicht

ausgelastet sei, nicht in der Lage wäre, das Individualinter-

esse dieser einzelnen Arbeitgeber zu verfolgen. Die Identi-

LJL von Künstler und Arbeitgeber bleibe gewahrt.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124

Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).
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II.

Die Revision der Beklagten ist begründet. Durch ihre Tätig—

keit bei dem FFB—Sekretariat verstößt die Klägerin gegen das

Vermittlungsmonopol der Beklagten (5 4 AFG).

Uber die von der Klägerin erhobene Anfechtungsklage kann

sachlich entschieden werden. Zwar hatte bis zum Inkraft—

treten des Gesetzes zur Änderung des SGG vom 50. Juli 1974

(BGBl I 1625) am 1. Januar 1975 (Art. 6 ÄndG) das nach 5 80

Ziff. 1 SGG al in allen Angelegenheiten der Bundesanstalt für

Arbeit (BA\ erford nlichg Vcrverfahren grundsätzlich auc:
dann stattzufinacn, “UMD ler angefochtene Jerwaltungsakt vom

Präsidenten der Beklagten—errassen werden war. Eine Ausnahme

von der Vorverfahrenspflicht kraft Gesetzes für Entscheidungen

dieser Art war nach altem Recht nicht vorgesehen; insbesondere

greift @ 81 Nr. 1 SGB a? nicht ein, der u.a. eine Ausnahme

vom Vorverfahren für die Fälle ausspricht, daß eine oberste
Bundesbehörde den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Hauptstelle

der BA bzw. ihr PraSident ist keine oberste Bundesbehörde im

Sinne dieser Vorschrift. Dies ist durch die auf 5 81 Nr. 1
SGG aF zurückgehende Vorschrift des % 78 Abs. 1 Nr. 2 SGG nF
klargestellt, die die Entbehrlichkeit des Vorverfahrens nun—
mehr nicht nur für die Verwaltungsakte der obersten Bundesbe—

hörden, sondern daneben auch für die des Präsidenten der BA

vorsieht. % 78 Abs. 1 Nr. 2 SGG nF ist aber erst auf Verwal—

tungsakte anwendbar, die seit
dem

1. Januar 1975 erlassen

werden sind (vgl. Art. 5 ÄndG).

Die Klage ist jedoch ohne Vorverfahren ausnahmsweise dann

zulässig, wenn mangels Bestimmung einer Widerspruchsstelle

die Durchführung des Verfahrens in angemessener Frist nicht

zu erwarten ist. Diese bereits durch die Entscheidung des BSG

vom 15. Juli 1958 (BUGE ?, 292, 294) und vom 50. November

1965 (BS‘E 24, 154, 156 f) gebilligte Einschränkung beruht

auf dem Gedanken, daß der von den Gerichten zu gewährende

Rechtsschutz nicht an der Nichteinrichtung einer Widerspruch—
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stelle scheitern darf. Sie ist durch die spätere Entschei—

dung vom 20. Februar 3968 (BSGE 28, 5, 7 S) mit der Maßgabe

bestätigt werden, daß Unklarheit über das Erfordernis des

Widerspruchsverfahrens überhaupt besteht und diese Unklar-

heit durch höchstrichterliche Entscheidung noch nicht besei—

tigt worden ist. Ein solcher Fall liegt aber hinsichtlich

der Notwendigkeit eines Vorverfahrens bei Verwaltungsakten

des Präsidenten der BA nach altem Recht vor. Danach war der

Klägerir aber das Recht gegeben, vor Durchführung des Vor—

verfahrena Klage mit dem Ziel der Aufhebung des Verwaltungs—

aktes zu erheben.

Zu Unrecht hat das Berufungsgericht angenommen, die Tätigkeit

der Klägerin stelle keinen Verstoß gegen das in 5 4 AFG

normierte Vermittlungsmonopol der BA dar, dessen verfassungs—

rechtliche Unbedenklichkeit bereits mehrfach bestätigt wor—

den ist (BVerfGE 24, 245 zur Vorläuferbestimmung des 5 55
AVAVG; vgl. auch BGHSt 17, 457).

Zutreffend hat das LSG allerdings die Befugnis der Beklagten

anerkannt, Zuwiderhandlungen gegen das aus der Monopolstel—

lung der Beklagten gleichzeitig folgende Verbot privater Ar—

beitsvermittlung nicht nur als Ordnungswidrigkeit gemäß 5 228

AFG zu verfolgen, sondern auch ihre Fortsetzung unter Andro-

hung von Zwangsmitteln (Zwangsgeld) zu untersagen. In diesem

Sinne hat auch der Bundestagsausschuß für Arbeit die Berech—

tigung der BA aus 5 4 AFG verstanden (vgl. gg BT—Drucks.

V/4440 S. 5 zu 5 4). Diese Möglichkeit des Vorgehens ist als

sinnvolle und zur Verwirklichung des Gesetzesauftrags notwen—

dige Ergänzung des 5 228 AFG anzusehen, da die Ahndung als

Ordnungswidrigkeit insbesondere wegen Irrtums (% 40 Ordnungs-
widrigkeitengesetz —OwiG—) häufig nicht möglich sein wird.

Sie ist vom ßenat durch Urteil vom 50. November 4975 (SOZR

& 25 AFG Nr. 1) im Zusammenhang mit der Tätigkeit eines

nach % 25 AFG beauftragten Vermittlers gleichfalls bejaht

worden. Dabei ist die Beklagte nicht nur als befugt anzuse—

hen, zur Hl■■t811u■g bzw. Unterlassung entsprechender Tätig—
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keiten aufzufordern, sie ist ferner dazu berechtigt, die Be—
folgung der ausgesprochenen Verpflichtung notfalls zwangs—

weise durchzusetzen, ohne daß es hierzu einer besonderen aus—
drücklichen Ermächtigung im AFG bedurfte (vgl. Hennig/Kühl/

Heuer, Komm. zum AFG, Stand 1975, Anm. 5 zu 5 4 AFG; Engel—
hardt, Verwaltungsvollstreckungsgesetz, Komm. 1970, 5 1 Nr. 12

f, S. 20 f; vgl. auch BSGE 5, 156,141; H3ueisen, NJW 1956,

4457 f).

Entgegen der Auffassung des LSG kann die Klägerin Adressatin

des angefochtenen Verwaltungsaktes sein, obwohl sie nicht im

eigenen Namen, sondern als Angestellte des FTD tätig wird.

Dabei ist von 5 15 AFG auszugehen, der im wesentlichen dem
5 57 Abs. 1 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (AVAVG) entspricht. Nach 5 15 Abs. 1 AFG

ist Arbeitsvermiti£ung eine Tätigkeit, die darauf gerichtet
ist, Arbeitsuchende mit Arbeitgebern zur Begründung von
Arbeitsverhältnissen gusammenzuführen. Die Tätigkeit der

Klägerin entspricht diesen Merkmalen.

Die von ihr vermittelten Künstler sind Arbeitsuchende. Die

berufliche Tätigkeit der von der Klägerin betreuten Künstler

erfolgt regelmäßig im Rahmen von Arbeitsverhältnissen. Das
hierfür wesentliche Merkmal der persönlichen Abhängigkeit des
Arbeitnehmers, dem auf der Seite des Arbeitgebers das Wei—

sungsrecht hinsichtlich Art, Ort, Zeit und Dauer der Dienst—
leistung entspricht (BAG 12, 505, 14,17; 19, 524), trifft
bei Schauspielern regelmäßig zu, dies
jedenfalls bei ihrer Häupttätigkeit, der Übernahme von Rol—

lenverpflichtungen für die Spielzeit eines Theaters oder

im Rahmen von Filmen, weil der Künstler hierfür weitgehend

einer Regie und Probenverpflichtung unterliegt (vgl. BFH,
Urteil vom 27. November 1962 — BStB1 III 1965, 95 - und vom
24. Mai 1975 — BStBl II 1975, 656; BAG vom 15. Nobember 1957

— AP Nr. 2 zu € 125 BGB — und vom 20. Juli 1961 — AP Nr. 2

zu 5 611 Film —). Dies gilt grundsätzlich auch für Spitzen—
darstcller, sogenannte Stars, die sich unbeschadet ihrer
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künstlerischen Eigenart in den vom Arbeitgeber bestimmten

Produktionsablauf einordnen müssen. Sie sind dabei mindestens

in gleichem Maße weisungsgebunden wie etwa ein angestellter

Chefarzt (vgl. BAG 11, 225) oder ein leitender Angestellter.

Soweit die Schauspieler als künstlerische Sprecher und Mo—

deratoren auftreten sollten, ist die Arbeitnehmereigenschaft

regelmäßig gleichfalls zu bejahen; denn auch bei kurzfristi—

gen Einsätzen wird ihnen von der Sendeanstalt weitgehend vor-

geschrieben, was sie zu sprechen haben und allenfalls das

Wie ihrer künstlerischen Gestaltung überlassen (Urteil des

42. Senats vom 22. November 1975 — 12 RK 49/72 —).

Auch soweit die Künstler ganz oder zum Teil durch ständige

Engagements verpflichtet sein sollten, stünde dies einer

Arbeitsvermittlung im Sinne des 5 45 Abs. 1 AFG nicht ent—

gegen. Ihre Eigenschaft als “Arbeitsuchende“ könnte auch in

diesem Falle nicht verneint werden. Sofern der Wille zur
Aufnahme eines neuen oder zusätzlichen Engagements vorhan—

den ist, ist der Künstler ständig “Arbeitsuchender” im
Sinne des Gesetzes.

Die Bemühungen der Klägerin als Sekretärin des FEB—Sekre—

tariats waren im Ergebnis darauf gerichtet, Arbeitsuchende

Arbeitgebern zur tatsächlichen Begründung von Arbeitsver—

hältnissen zuzuführen. Unter Arbeitsvermittlung fallen alle

Vorgänge, die auf den Vermittlungserfolg (wenn auch nur
stufenweise) hinführen sollen. Sie liegt nach der Entschei—

dung des Senats vom 50. November 1975 (SozR @ 25 AFG Nr. 1)

dann vor, wenn ein Dritter sich für einen Künstler um Enga—

gements bei Produzenten oder umgekehrt für einen Produzenten

um die Heranziehung eines geeigneten Künstlers bemüht. Ver—

mittlung ist aber auch dann anzunehmen, wenn ein Produzent

sich um einen bestimmten Künstler bemüht (sog. namentliche

Anforderung). Dabei gehört es zur Arbeitsvermittlung, daß

sich der Vermittler über das angebotene Engagement hinrei-

chend informiert, um den Künstler beraten und die Vorstel—

lungen der möglichen Vertragsparteien aufeinander abstimmen
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zu können. Bei der Arbeitsvermittlung sind nämlich auch “die

besonderen Verhältnisse der freien Arbeitsplätze" und die

persönliche Eignung des Arbeitsuchenden zu berücksichtigen

(5 14 Abs. 4 Satz 2 AFG). Nach den Feststellungen des LSG

und den eigenen Angaben der Klägerin wird sie für die im

FFB-Sekretariat zusammengeschlossenen Künstler tätig; sie

betreibt also Arbeitsvermittlung, ohne hierfür eine Erlaubnis

zu haben.

Die Auffassung des LSG, unerlaubte Arbeitsvermittlung liege

schon deshalb nicht vor, weil die Klägerin nicht im eigenen

Namen und für eigene Rechnhng handele, geht fehl. Wie aus dem

Wortlaut des 5 45 Abs. 4 AFG zu ersehen und vom Senat ent—

schieden ist (Urteil vom 50. November 1975 — SozR @ 25 AFG
Nr. 1 —), stellt der Begriff der Arbeitsvermittlung auf die

zum Zwecke der Vermittlung entfaltete Tätigkeit und nicht

darauf ab, aufgrund welchen Rechtsverhältnisses sie vorge—

n0mmen wird. Demgegenüber geht die Auffassung des LSG dahin,

daß ein ausschließlich - und nicht nur zum Schein — im frem—

den Namen und für fremde Rechnung Handelnder allenfalls “als

Vermittler des Vermittlers" tätig werde und e damitggundätzlick

an einem für die unerlaubte Arbeitsvermittlung erforderlichen

persönlichen Merkmal des Händelnden fehle, nämlich daß dieser

selbständiger Gewerbetreibender bzw. selbständiger Agent ist.

Das SG stellt damit auf eine über die reine Tätigkeitsbe—

schreibung des 5 15 Abs. 4 AFG hinausgehende zusätzliche "Tä—

terqualifikation" ab. Den selbständigen Vermittlungsagenten

bzw. die Agentur als alleinmöglichen Adressaten der Verbots—

norm anzusehen, findet jedoch weder im Wortlaut noch im

Sinn und Zweck des Gesetzes eine Stütze. Wenn es im 5 4 A1C

heißt, daß Arbeitsvermittlung nur von der BA "betrieben"

werden darf, so kann nicht allein daraus gefolgert werden,

daß sich das Verbot privater Stellenvermittlung nur an die

"Träger" der privaten Stellenvermittlung, d.h. die Initiatoren,

selbständigen Agenten und Agenturen, wendet; dies jedenfalls

nicht im Sinne einer generellen Zulässigkeit der in abhängi—

ger Stellung ausgeübten Vermittlungstätigkeit. Der Grund für

_ 44 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 44 _

die Einführung des Vermittlungsmonopols der BA, Gefahren für

vorrangige Gemeinschaftsgüter — wie die Bekämpfung von Ar—

beitslosigkeit, Behebung des Mangels an Arbeitskräften und

Schutz des Arbeitnehmers vor Übervorteilungen — abzuwenden

(vgl. BVerfGE 24, 245, 254; BSG 20, 469, 470; BGHSt 47, 457),

hat auch in diesem Bereich seine Berechtigung. Zwar wird der

Auftrag zur Arbeitsvermittlung nach 5 25 AFG gemäß den auf—

grund der Ermächtigung des 5 54 Abs. 4 AVAVG (jetzt entspre—

chend 5 25 Abs. 5 i.V.m. @ 494 Abs. 5 und 4 AFG) erlassenen

und nach 5 242 Abs. 8 AFG vorläufig in Kraft bleibenden Vor-

schriften über die Arbeitsve1mittlung und Lehrstellenvermitt—

lung im Auftrag der BA vom 46. Dezember 4969 (ANBA 4960 S.

405) nur selbständigen Personen und Einrichtungen erteilt

(vgl. @ 9 i.V.m. 55 42, 45 dieser Vorschriften). Soweit
Hilfskräfte einzustellen sind oder ihre Einstellung er-
wünscht ist, bedarf es jedoch der vorherigen Zustimmung des

Präsidenten der BA (ä5 42 Abs. 4, 45 Abs. 2 aaO). Die Beklag—
te hat auch hier, vor allem was die Eignung des (unselbstän—

dig tätigen} Vermittlers anbetrifft, eine Kontrollfunktion,

die, soweit erforderlich, nicht nur über den Arbeitgeber,

sondern unmittelbar ausgeübt werden muß. Daraus folgt, daß
Arbeitsvermittlung sowohl vom Inhaber einer Vermittlungsagen-

tur wie auch von den Angestellten betrieben wird, die die

unmittelbare Vermittlungsarbeit erbringen.

Wenn demnach auch das Handeln in fremdem Namen und fremdem

Interesse weder generell die Qualifikation als Vermittler

noch die Annahme einer auf Vermittlung ausgerichteten Tätig—

keit ausschließt, so kann dies jedoch ein Indiz dafür sein,

daß es an einem objektiven Merkmal der Vermittlung fehlt,

nämlich der Selbständigkeit des Handelns zwischen den poten—

tiellen Vertragspartnern und damit der Mittlereigenschaft.

Bedeutsam ist also nicht — wie das LSG meint — die Frage der

Selbständigkeit des unmittelbaren Vermittlers gegenüber dem

FEB-Sekretariat, sondern die der Selbständigkeit oder Unselb—

ständigkeit gegenüber den beiden Partnern, die durch die Ver-

mittlung zusammengeführt werden sollen, also gegenüber dem
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Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer. Der Sinnbedeutung “vermit-

teln"entsprechend hat der Arbeitsvermittler nämlich in der

"Mitte" zwischen Arbeitsuchenden und Arbeitgeber bzw. Auf—

tragsgeber zu stehen (Draeger/Buchwitz/Schönefelder, Komm.

zum AVAVG Randnr. ? zu 5 57). Wie das Bundesverfassungsgericht

in seiner Entscheidung vom 4. April 4967 (BVerfG 24, 274,

281 f) ausgeführt hat, erfordert dies irgendwie geartete eige—

ne Bemühungen des Vermittlers. Rein mechanische, nur einen

fremden Willen übermittelnde Tätigkeiten ohne die Entwicklung

einer eigenen Initiative reichen nicht aus. Dies folgt schon

aus der bereits genannten und zur Arbeitsvermittlung gehö—

renden Verpflichtung des Vermittlers, die besonderen Verhält—

nisse der freien Arbeitsplätze und die persönliche Eignung

der Arbeitsuchenden zu berücksichtigen (5 44 Abs. 4 Satz 2

AFG). An einer Selbständigkeit in diesem Sinne fehlt es
regelmäßig dann, wenn (gegenüber dem Arbeitgeber oder dem
Arbeitnehmer) nur untergeordnete Hilfstätigkeiten, wie z.B.

die Überbringung eines Bewerbungsschreibens, erbracht werden.

Aber auch die vollständige Anbahnung eines Vertragsverhält—

nisses kann (von den beiden Partnern der Vermittlung) fremd—
bestimmt durchgeführt werden und deshalb nicht als die Tätig—

keit eines Dritten zu qualifizieren sein. Wie der Senat in

seiner Entscheidung vom 50. November 4975 (SozR AFG @ 25

hr. 1) entschieden hat, genügt dafür allerdings nicht schon
das lockere Band der Bevollmächtigung. Es muß vielmehr eine

völlige tatslchliche Integration in den Willen der Arbeits—

vertragspartei vorliegen, und zwar in der Weise, daß das

Handeln des Dritten als dessen Selbstsuche anzusehen ist,

die ohne weiteres erlaubt ist (BVerfGE 24, 271, 284). Dies

ist auf Arbeitgeberseite z.B. im Rahmen der betrieblichen

Personalberatung und auf Arbeitnehmerseite im Rahmen einer

Tätigkeit als “Künstlersekretär”, "Privatsekretär" aufgrund
eines Arbeitsvertrages möglich. Ein Ausschluß unerlaubter

Arbeitsvermittlung unter diesem Gesichtspunkt scheidet vor—

liegend jedoch aus.
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Zwar übt die Klägerin ihre Tätigkeit im Rahmen eines Ar—

beitsvertrages aus. Dem LSG ist darin zu folgen, daß dieser
den Umständen nach nicht nur als Scheinvertrag für eine

selbständig ausgeübte Vermittlertätigkeit angesehen werden

kann. Die Tätigkeit der Klägerin kann jedoch deshalb nicht

als Hilfe zur erlaubten Selbstsuche des Arbeitgebers — also

der im FFB—Sekretariat zusammengefaßten Künstlergesellschaft

angesehen werden, weil insoweit keine Identität von Arbeit—

geber und Arbeitsuchendem gegeben ist. Nach den Feststellun—

gen des LSG, insbesondere dem Inhalt des Arbeitsvertrages

der Klägerin, ist unter Berücksichtigung der im Arbeitsrecht

herrschenden Meinung (vgl. Nikisch, Lehrbuch des Arbeits—

rechts, 5. Aufl. Bd. 1, S. 142 — 145; Staudinger/Nipperdey/

Neumann, BGB, 11. Aufl. 5 611 Anm. 47 ff; Schaub, Arbeits—
rechts—Handbuch München 1972, S. 51) nämlich die Gesell—

schaft (das FEB—Sekretariat) — und nicht der einzelne zur
Gesellschaft gehörende Künstler — Arbeitgeber der Klägerin.

Arbeitgeber in diesem Sinne kann nicht nur eine natürliche

oder juristische Person, sondern auch eine Personengesamt—
heit sein, wie es in der Rechtsprechung für die Gesellschaft

des bürgerlichen Recht und die offene Handelsgesellschaft

anerkannt ist. In diesen Fällen sind nicht die einzelnen

Gesellschafter, sondern die eine Gemeinschaft bildende
Gesamtheit der Gesellschafter der Arbeitgeber (vgl. BSG vom

29. März 1962 — 5 RK 58/58 - S. 15; BSG vom 26. Mai 1966 —
2 RU 178/64 —; BAG, Urteil vom 16. Oktober 1974 - 4 AZR

29/74 —). Die Folgerung, daß nicht die einzelnen in der
Gesellschaft zusammengeschlossenen Künstler, sondern die

Gesellschaft selbst als Arbeitgeber der Klägerin anzusehen

ist, wird insbesondere dadurch bestätigt, daß der Arbeits-
vertrag zwischen der Gesellschaft bürgerlichen Rechts,

FEB—Sekretariat, "vertreten durch Herrn Gernot I " und

der Klägerin abgeschlossen worden ist. Damit sind weder die

einzelnen Künstler noch ist der Geschäftsführer der Gesell—

schaft allein (vgl. dazu 5 710 BGB) Arbeitgeber der Klägerin,

sondern "die Gesellschaft FFB—Sekretariat", also die die

Gesellschaft bildenden Gesellschafter als Gesamtheit. Ist
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aber die den Arbeitsvertrag mit der Klägerin abschließende

Gesellschaft rechtlich als Arbeitgeber anzusehen, so kann die

Tätigkeit der Klägerin nicht als erlaubte Hilfe zur Selbst—

suche ihres Arbeitgebers qualifiziert werden; denn Objekt

ihrer Bemühungen ist nicht die Gesellschaft, die Gemeinschaft

der Künstler; es sind die Gesellschafter, also alle Künstler

als Einzelpersonen. Sofern die Gesellschaft selbst — also

die Gesamtheit — Objekt der Bemühungen der Klägerin wäre,

könnte der Auffassung des LSG beigepflichtet werden, daß einem

Arbeitnehmer nicht eine Tätigkeit verboten sein könne, die

vom Arbeitgeber selbst ausgeübt als erlaubt anzusehen ist.

Ein solcher Fall ist hier aber nicht gegeben. Die Vermittlung

der einzelnen Gesellschafter in Arbeitsverhältnisse durch
die Gesamthand der Gesellschafter bzw. den als vertretungs—

berechtigt geltenden Geschäftsführer wäre im vorliegenden

Fall ebenfalls nicht erlaubte Selbstsuche, sondern unerlaubte

Arbeitsvermittlung. Die Gesellschafter vermitteln in Gesamt—

hand sich nämlich gegenseitig. Selbstsuche einer Personen—

mehrheit oder für eine Personenmehrheit kann nur dann aner-

kannt werden, wenn diese sich aus der Sicht des Arbeits—

marktes als Einheit, nämlich "als Arbeitsuchende", "das Ver—

mittlungsobjekt" darstellt. Das setzt voraus, daß es sich

um eine auch auf beruflicher - hier künstlerischer — Ebene ver—

bundene Gemeinschaft handelt, die ihre Dienstleistung im
wesentlichen als Gruppe anbietet (vgl. die Entscheidung des

Senats vom 7. August 4974 — ? RAr 6/72 -). Demgegenüber ist
gemeinsam im Falle des FFB-Sekretariats bei verbleibender

künstlerischer Selbständigkeit des einzelnen Gesellschafters

aber nur das Mittel zur Verwirklichung der Vermittlung, näm—

lich die Bildung und Unterhaltung des gemeinsamen Sekretariats.

Ein Unterschied zu einer normalen Agentur besteht somit ledig—

lich hinsichtlich der “Inhaberschaft” und Finanzierungsart,

nicht aber - was allein rechtlich erheblich sein kann — hin-

sichtlich der entfalteten Tätigkeit. Hier wie dort ist diese

auf die Zusammenführung von Arbeitsuchenden mit Arbeitgebern

gerichtet. Allein der Umstand, daß die Inhaber eines Vermitt—

lungsbüros zugleich die von ihm vermittelten Arbeitsuchenden
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sind, rechtfertigt es nicht, diese Form von Arbeitsvermittlung

von dem Verbot des 5 4 AFG auszunehmen.

Die Vermittlungstätigkeit der Klägerin ist selbst dann

unerlaubt, wenn man davon ausgeht, daß sie — trotz des Arbeits—

verhältnisses zur Gesellschaft — die die Gesellschaft bilden-

den Künstler einzeln vermittelte; auch insoweit scheidet

eine — nach dem AFG erlaubte — "Hilfe zur Selbstsuche" aus.

Zwar ist — wie bereits ausgeführt — jedem Einzelnen das

Recht eingeräumt, sich selbst zu "managen" und sich hierzu

einer Hilfsperson zu bedienen. Die in diesem Zusammenhang

als erlaubt anerkannte Tätigkeit als "Künstlersekretär" (vgl.

BSGE 57, 1 ff) ist aber bereits eine Ausnahme und wird nur

deshalb als zulässig angesehen, weil der Künstlersekretär

infolge seiner Abhängigkeit vom Willen des Arbeitsuchenden

lediglich als dessen Werkzeug bei der Vermittlung auftritt.

Der sogenannte Künstlersekretär ist also in seiner Handlungs-

fähigkeit bei der Suche nach einem Engagement für seinen

Arbeitgeber — Arbeitsuchenden — derart gebunden, daß ein

eigener freier Raum bei der Vermittlung kaum vorhanden ist.

Der angestellte Künstlerskretär steht "an der Stelle des

Künstlers" dem Produzenten gegenüber, er ist also "Werkzeug"

des Künstlers, nicht aber "Mittler" zwischen Künstler und

Produzenten (vgl. dazu BSGE 57, 1, 5). Es mag möglich sein,

daß ein Künstlersekretär in diesem Sinne nicht nur von
einem, sondern von mehreren Künstlern angestellt wird, dem—

nach seine Tätigkeit als Selbstsuche dieser Künstler ange—

sehen werden kann. WO die Grenze liegt, bei der die Tätig-

keit des Künstlersekretärs von der Hilfe zur Selbstsuche zur

Arbeitsvermittlung 1.8. des 5 15 AFG umschlägt, kann nur nach

den Umständen des Einzelfalles beurteilt werden. Es besteht

durchaus die Möglichkeit, daß die Anstellung eines Sekretärs

von zwei oder drei Künstlern noch unter dem Begriff der

Selbstsuche eingeordnet werden kann, möglicherweise die

Tätigkeit dieses Sekretärs aber schon zum Gebiet der Arbeits-

vermittlung i.S. des AFG zählt. Wird ein Künstlersekretär für

eine Mehrzahl von Künstlern tätig, so kann eine Lage ein—
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treten, bei der in Wahrheit nicht mehr der Sekretär von dem

zu vermittelnden Künstler, sondern dieser vom Sekretär ab—

hängig wird, weil angesichts der Zahl von weiteren Künstlern,

die der einzelne (Arbeitgeber des Sekretärs) neben sich dul—

det, die Möglichkeit, das Weisungsrecht auszuüben, völlig

eingeschränkt ist. Herr des Geschehens ist dann nicht mehr

der Künstler, sondern der Sekretär. Er schafft dann nicht mehr

für den Künstler die Möglichkeit, den Markt zu überblicken

und darauf sein Weisungsrecht im eigenen Interesse auszuüben.

Anders als bei dem, der etwa nur für einen Künstler tätig

wird, liegt es dann in der Macht des Sekretärs, die nicht

immer identischen Interessen der einzelnen Künstler mitein—

ander auszugleichen. Der angestellte Vermittler, der für

mehrere arbeitet, wird dann agenturmäßig tätig. Letztlich

kann dies für den vorliegenden Fall dahingestellt bleiben;

jedenfalls kann — sofern nicht die Vermittlung einer künst—

lerischen Gruppe als ganzem in Betracht kommt, die noch zur
Selbstsuche gehört — ein als Vermittler angestellter Arbeit—

nehmer, wie die Klägerin, nicht mehr im Rahmen der Selbst—

suche tätig werden, wenn es sich — wie hier - um die Suche

nach Engagements für 45 Künstler handelt. Der nach den Fest—

stellungen des LSG und dem Arbeitsvertrag der Klägerin ge—
kennzeichnete Aufgabenkreis ist so umfassend und erfordert

eine so große Eigeninitiative und selbständige Entscheidungs—

befugnis, daß in keinem Fall von einer Hilfe zur Selbstsuche

der einzelnen Künstler, die sich in der Gesellschaft zusam—

mengefunden haben, gesprochen werden kann. Danach betreibt die

Klägerin — selbst wenn man sie als Arbeitnehmerin (Künstler—

sekretärin) der einzelnen Künstler ansehen wollte — eine nach

dem AFG unerlaubte Arbeitsvermittlung.

Unerlaubte Arbeitsvermittlung scheidet schließlich auch nicht

deshalb aus, weil die Klägerin nach ihrem Arbeitsvertrag Ar—

beiten zu verrichten hat, die nicht unmittelbar Arbeitsver-

mittlung sind. Unzulässige Arbeitsvermittlung wird nicht da—

durch zu einer erlaubten, daß sie im Zusammenhang mit anderen

erlaubten Tätigkeiten ausgeübt und gemeinsam mit diesen ver—
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gütet wird. Dies könnte nach der Entscheidung des BGH vom
25. Oktober 4974 (Der Betrieb 4974 S. 2597), die die Frage

der Abgrenzung statthafter Personalberatung von unerlaubter

Arbeitsvermittlung betrifft, nur dann angenommen werden,

wenn die sonstigen (erlaubten) Tätigkeiten nach der Ausge—
staltung des Arbeitsverhältnisses bei weitem überwiegen und

eine Vermittlung nur gelegentlich anfällt. Hiervon kann nach

den Feststellungen des LSG, dem Inhalt des Arbeitsvertrages

und den eigenen Angaben der Klägerin vorliegend jedoch nicht

ausgegangen werden. Im Vordergrund ihrer Tätigkeit steht die

Suche und Vermittlung von Engagements, die übrigen Nebentätig-

keiten sind demgegenüber von untergeordneter Bedeutung.

Unbeachtlich ist es ferner, ob die Klägerin ihre Tätigkeit

"unparteilich" ausübt. Wie der Senat bereits entschieden hat,

ist die Unparteilichkeit des Vermittlers kein Begriffsmerk—

mal der Arbeitsvermittlung, sondern eine bei der Vermittlungs—

tätigkeit bestehende Verpflichtung (BSGE 57, 4, 5). Da die

Tätigkeit der Klägerin Arbeitsvermittlung im Sinne des 5 45

Abs. 4 AFG ist und eine Beauftragung (@ 25 AFG) der Beklagten
hierfür nicht vorliegt, ist der angefochtene Bescheid

rechtmäßig.

Die von der Klägerin erhobenen verfassungsrechtlichen Beden—
ken greifen nicht durch. Wie der Senat bereits im Anschluß

an die Entscheidung des BVerfG vom 4. April 4967 (BVerfGE 24,

267) entschieden hat, ist das Monopol der BA mit Art. 42 GG

auch insoweit vereinbar, als es den Beruf eines selbständigen

Vermittlers von Filmkünstlern einbezieht (vgl. BSGE 57, 4 ff

und BSG in SOZR 4400 5 25 AFG Nr. 4). Dies gilt ebenso für

den Fall, daß Arbeitsvermittlung im Rahmen einer abhängigen

Beschäftigung ausgeübt wird. Ebenso sind dadurch unzulässige

Eingriffe in die Berufsfreiheit der die Vermittlung wünschen—

den Künstler nicht zu bejahen. Das Monopol der Beklagten ist

in dem Bewußtsein dessen als verfassungsgemäß anerkannt wor-

den, daß es — neben den nach 5 25 AEG beauftragten Einrichtun-

gen und Personen - auch die freie wirtschaftliche Entscheid
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dung weiterer (anderer) Kreise berührt. Schließlich können

etwaige Unzulänglichkeiten der öffentlichen Arbeitsvermittlung

nicht zu einer anderen Beurteilung führen. Sie sind allenfalls

Anlaß, die Vermittlungsarbeit der Beklagten zu verbessern (vgl.

BSG SozR 4100 5 25 AFG Nr. 1).

Nach alledem ist der Bescheid der Beklagten rechtmäßig. Ob es

für die Beklagte geboten oder zweckmäßig sein mag, sich mit

ihrem Verbot nicht nur an die Klägerin, sondern auch an die

Gesellschaft FFB—Sekretariat direkt zu wenden, kann unerörtert

bleiben; jedenfalls ist die Beklagte befugt, von den ihr inso—

weit zustehenden Rechten gegenüber jedermann Gebrauch zu ma—

chen, der das Vermittlungsmonopol verletzt.

Somit sind die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben, die Klage

ist abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus @ 195 SGG.

Dr. Brooke, zugleich für Richter Bender

am BSG Dr. Danckwerts, der wegen
Urlaubs verhindert ist, seine

Unterschrift beizufügen.
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